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Sachverhalt (Kurzzusammenfassung):
Die Privatstiftung wurde im Jahr 1995 errichtet und führt den
Namen „Sozialdemokratische Partei Oberösterreich-Privatstiftung“.
Eine Änderung der Stiftungserklärung hatten sich die Stifter nicht
vorbehalten. Der Stiftungsvorstand beschloss im Jahr 2003, den
Namen auf „Privatstiftung L36“ abzuändern. Begründet wurde dies
damit, dass der Name „Sozialdemokratische Partei Oberösterreich-
Privatstiftung“ für die Erfüllung des Stiftungszwecks, dh die
Verwaltung des Stiftungsvermögens nach betriebswirtschaft-
lichen Grundsätzen unter Anstrebung eines maximalen
Ertrages, nachteilig sein könne. Von außenstehenden
Dritten würde im Rahmen der stiftungsmäßigen Vermö-
gensverwaltung eine Nahebeziehung zur „Sozialdemokrati-
schen Partei“ geknüpft werden, was erhebliche Mieteinbußen
mit sich brächte.

Das Erstgericht wies den Antrag mit der Begründung ab, dass geän-
derte Verhältnisse nicht geltend gemacht worden seien. Das Rekursge-
richt bestätigte diesen Beschluss. 

Aus den Entscheidungsgründen:
Gemäß § 33 Abs 2 PSG kann die Stiftungserklärung nach

Entstehen der Privatstiftung vom Stifter nur geändert wer-

den, wenn er sich Änderungen vorbehalten hat. Ist eine Än-

derung wegen Wegfalls eines Stifters, mangels Einigkeit bei

mehreren Stiftern oder deswegen nicht möglich, weil Ände-

Änderung der Stiftungserklärung
durch den Stiftungsvorstand
1. Der Stiftungsvorstand darf Änderungen der Stiftungserklärung nur zur Anpassung an geänderte Verhält-

nisse und nur unter Wahrung des Stiftungszwecks vornehmen. Der im Stiftungszweck dargelegte Stifter-
wille ist vom Vorstand bei der Wahrnehmung seiner Abänderungsbefugnis jedenfalls zu beachten. 

2. Es reicht nicht aus, dass sich die Verhältnisse allgemein geändert haben. Die Änderungen müssen die
Stiftung dergestalt betreffen, dass sich die Umsetzung des Stifterwillens nach der ursprünglichen Stif-
tungserklärung vernünftigerweise nicht mehr verwirklichen lässt oder dass anzunehmen ist, der Stifter
hätte unter den geänderten Umständen eine andere Regelung getroffen. 

3. Den Stiftungsvorstand trifft gegebenenfalls eine Verpflichtung, Änderungen der Stiftungserklärung
vorzunehmen, sobald die Voraussetzungen hiezu vorliegen.

4. Die Änderung der Stiftungserklärung durch den Stiftungsvorstand bedarf der gerichtlichen Genehmi-
gung, wodurch die ordnungsgemäße Ausübung der Änderungsbefugnis durch den Stiftungsvorstand
kontrolliert wird.

§§ 1 Abs 1, 9 Abs 1 Z 2, 9 Abs 1 Z 4, 33 PSG OGH 25.3.2004, 6 Ob 187/03 y

rungen nicht vorbehalten sind, so kann der Stiftungsvor-

stand unter Wahrung des Stiftungszweckes Änderungen der

Stiftungserklärung zur Anpassung an geänderte Verhältnisse

vornehmen. Die Änderung bedarf der Genehmigung des

Gerichtes.

Demnach darf der Stiftungsvorstand Änderungen 1. nur

zur Anpassung an geänderte Verhältnisse und 2. nur

unter Wahrung des Stiftungszweckes vornehmen.

Diese Möglichkeit des Stiftungsvorstandes be-

steht lediglich subsidiär und ist nur für jene Fälle

vorgesehen, in denen sonst keine Möglichkeit ei-

ner Änderung bestünde. Sie ist nur in einge-

schränktem Maß zulässig. Der im Stiftungszweck

dargelegte Stifterwille ist vom Vorstand bei der Wahrneh-

mung seiner Abänderungsbefugnis jedenfalls zu beachten.

Diese Befugnis bildet nach dem Willen des Gesetzgebers

den Ausnahmefall. Die Formulierung „Anpassung an geän-

derte Verhältnisse“ weist darauf hin, dass die „geänderten“

Verhältnisse nicht bereits beim Stiftungsgeschäft vorlagen

und ein erkennbarer Stifterwille, der diese Änderungen be-

rücksichtigt, fehlte. Die Interessen des Stifters an der Auf-

rechterhaltung seines Stifterwillens und Stifterwerkes soll

möglichst unbeeinträchtigt bleiben. Es besteht andererseits

aber auch ein Interesse an funktionsfähigen und aktiven Stif-

tungen (Müller in Csoklich/Müller/Gröhs/Helbich, Handbuch
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zum PSG, 272 ff). Es reicht nicht aus, dass sich die Verhält-

nisse allgemein geändert haben. Die Änderungen müssen

vielmehr die Stiftung dergestalt betreffen, dass sich die Um-

setzung des Stifterwillens nach der ursprünglichen Stif-

tungserklärung vernünftigerweise nicht mehr verwirklichen

lässt oder dass anzunehmen ist, der Stifter hätte unter den

geänderten Umständen eine andere Regelung getroffen. Der

Vorstand hat auf den hypothetischen Stifterwillen Bedacht

zu nehmen. Den Gestaltungsspielraum legt der Stifterwille

fest, wobei auch Motive, die für die Errichtung der Stiftung

maßgeblich waren, miteinzubeziehen sind (Berger in Doralt/
Nowotny/Kalss, PSG, § 33 Rz 13, 29). Das subsidiäre Ge-

staltungsrecht des Vorstandes soll verhindern, dass die Stif-

tung nach Erlöschen der Gestaltungsrechte des Stifters nicht

ganz ohne Korrektiv den Veränderungen ausgesetzt ist, die

sich im Lauf der Zeit ergeben können. Unzeitgemäßen und

funktionsunfähigen Stiftungen soll entgegengewirkt werden.

Die Funktionsfähigkeit der Stiftung soll erhalten bleiben

(Berger aaO Rz 28; Müller aaO, 274; Arnold, Kommentar zum

PSG, § 33 Rz 55, 59; Diregger/Winner, Fragen der Gestal-

tungsfreiheit im Privatstiftungsrecht am Beispiel der Ände-

rung nach § 33 Abs 2 PSG, in Doralt/Kalss, Aktuelle Fragen

des Privatstiftungsrechtes, 125). Die Änderungsmöglichkeit

des Vorstandes stellt eine Art Korrektiv für den Fall dar,

dass sonst niemand mehr zu einer Änderung der Stiftungs-

erklärung berechtigt wäre (Wolfmair in Hasch & Partner, PSG,

51). Der Gefahr, dass Stiftungen mangels Anpassungsmög-

lichkeit aufgelöst werden könnten, soll entgegengewirkt

werden (Nowotny in Gassner/Göth/Gröhs/Lang, Privatstiftun-

gen 135). Das Änderungsrecht des Vorstandes bedeutet

gleichzeitig auch eine Pflicht, denn sein Handeln muss auf

die Erfüllung des Stiftungszweckes gerichtet sein. Der Vor-

stand ist daher verpflichtet, entsprechende Änderungen der

Stiftungserklärung vorzunehmen, sobald die Voraussetzun-

gen hiezu vorliegen (1132 BlgNR 18. GP, 33).

Ob der dem § 33 Abs 2 PSG entsprechende Rahmen,

innerhalb dessen Änderungen durch den Stiftungsvorstand

zulässig sind, gewahrt ist, ist vom Firmenbuchgericht bei

seiner Entscheidung über den Antrag auf Genehmigung der

Änderung zu prüfen. Bei Berücksichtigung der im Schrift-

tum einhellig dargelegten allgemeinen Rahmenbedingungen,

die für die Zulässigkeit von Änderungen der Stiftungserklä-

rung durch den Vorstand maßgebend sind, wurde im vorlie-

genden Fall die beschlossene Namensänderung im Gegen-

satz zur Ansicht der Vorinstanzen schlüssig begründet. [...]

Die Bestimmungen der Stiftungsurkunde über den Stif-

tungszweck bringen unmissverständlich zum Ausdruck, dass

die zur einheitlichen Verwaltung des der Stiftung gewidme-

ten Vermögens gegründete Stiftung nach betriebswirtschaft-

lichen Grundsätzen erfolgen und ein maximaler Ertrag an-

gestrebt werden soll. Ausdrücklich angeführt wurde, dass

dieser Ertrag bei Immobilien dem ortsüblichen Mietertrag

entsprechen solle. Politische oder soziale Aspekte werden in

diesem Zusammenhang nicht angesprochen; eine parteipo-

litische Zielsetzung ist der Stiftungserklärung – mit der Aus-

nahme, dass von einer Veräußerung von Stiftungsvermögen

aus wichtigen politischen Gründen abzusehen ist – nicht zu

entnehmen. Im Vordergrund steht allein die Erzielung opti-

maler Gewinne aus dem von der Stiftung zu verwaltenden

Vermögen. Dass die Stiftung zugleich auch als Werbeträger

für die Partei, deren Namen ihr gegeben wurde, auftreten

sollte, lässt sich aus der Stiftungsurkunde nicht ableiten.

Selbst wenn dies von den Stiftern beabsichtigt gewesen sein

sollte, ist ihnen aber dennoch nicht der hypothetische Wille

zu unterstellen, dass der Parteiname unter allen Umständen

und selbst dann beizubehalten sei, wenn er sich als Hemm-

nis bei der angestrebten Gewinnoptimierung herausstellen

sollte. Eine dem Stiftungszweck zuwiderlaufende Änderung

der Stiftungserklärung liegt daher durch die beschlossene

Namensänderung nicht vor. Die Ausführungen der Stif-

tungsurkunde zum Stiftungszweck weisen vielmehr darauf

hin, dass dem Bestreben nach maximaler Ertragserzielung

alle anderen Aspekte unterzuordnen sind. Der von den Vor-

standsmitgliedern gezogene Schluss auf den hypothetischen

Parteiwillen der Stifter, sie hätten die Stiftung anders be-

nannt, wenn sie bedacht hätten, dass der durch den Namen

für jedermann auffällige Bezug der Stiftung zur Sozialdemo-

kratischen Partei Österreichs in der Zukunft zu Problemen

führen werde, ist im Gegensatz zur Ansicht der Vorinstan-

zen durchaus nachvollziehbar. Die Vorstandsmitglieder ha-

ben auch plausibel dargelegt, dass schon der Name der Stif-

tung zu direkten oder von den Mietern veranlassten Inter-

ventionen führen und die Stiftung dadurch unter erheb-

lichen Druck geraten kann. Der Interessenskonflikt, dass

einerseits zur Wahrnehmung des Stiftungszweckes die best-

mögliche Gewinnerzielung angestrebt werden soll, dass sich

aber andererseits die namensgebende Partei nicht dem –

wenn auch rechtlich unbegründeten – Vorwurf unsozialen,

„kapitalistischen“ Verhalten aussetzen will, wurde überzeu-

gend dargestellt.

Im Antrag wurde ebenfalls bereits ausgeführt, dass sich die-

se in erster Linie auf den Namen der Stiftung zurückzufüh-

renden Probleme erst ergaben, als der der Stiftung gewid-

mete Gebäudekomplex saniert war und die renovierten Ge-

schäftsräumlichkeiten und Wohnungen zur Vermietung an-

standen. Die unmittelbare Betroffenheit der Stiftung durch

diese Änderung der Verhältnisse auf Grund des mit einer



Privatstiftung

242 |  GeS 2004 / 6

Anmerkung

politischen Partei identischen Namens wurde damit schlüs-

sig begründet.

Eine sofortige Genehmigung des Änderungsantrages schei-

tert allerdings daran, dass den Entscheidungen der Vorin-

stanzen nicht zu entnehmen ist, ob sie den Tatsachenbe-

hauptungen der Antragsteller folgten. Das Erstgericht hat

hiezu überhaupt nicht Stellung genommen; das Rekursge-

richt hielt die Antragsbegründung weitgehend für nicht

nachvollziehbar, wobei nicht deutlich wird, ob damit auch

auf das vorgebrachte Tatsachensubstrat – wie insbesondere,

dass das Gebäude nach dem Entstehen der Privatstiftung sa-

niert wurde und die Stiftung Interventionen für ein „mieter-

freundliches“ Vorgehen ausgesetzt ist – Bezug genommen

wird.

Dass die beschlossene Änderung der Stiftungserklärung ge-

richtlich zu genehmigen ist, dient der Kontrolle der ord-

nungsgemäßen Ausübung des Änderungsrechtes durch den

Stiftungsvorstand (Arnold aaO § 33 Rz 61). Dazu zählt

auch, ob die Tatsachenbehauptungen über die geänderten

Verhältnisse und ihren Bezug zur Verfolgung des Stifter-

zweckes zutreffen. Hiezu kann der Oberste Gerichtshof, der

nicht Tatsacheninstanz ist, nicht Stellung nehmen. Die Ent-

scheidungen der Vorinstanzen sind daher zu Klärung dieser

Frage aufzuheben.

1. In vorliegender Entscheidung hat sich das Höchstgericht erst-

malig mit der Frage, unter welchen Voraussetzungen und inner-

halb welcher Grenzen der Stiftungsvorstand eine Änderung der

Stiftungserklärung vornehmen darf, auseinander gesetzt. Dieser

Entscheidung kommt auch insoweit erhebliche Bedeutung zu,

als Änderungen der Stiftungserklärung durch den Stiftungsvor-

stand in Zukunft (insbesondere nach Ableben der Stiftergenera-

tion) wesentlich an Bedeutung zunehmen werden. Der erste

Eindruck täuscht übrigens: OGH und Unterinstanzen sind weit-

estgehend der selben Rechtsansicht, lediglich die Sachverhalts-

frage, ob geänderte Verhältnisse iSd § 33 Abs 2 PSG vorlie-

gen, ist nach Ansicht des OGH nochmals zu prüfen.

2. Der Entscheidung (und den nur auszugsweise wieder-

gegebenen Rechtsansichten der Unterinstanzen) ist

vollinhaltlich beizupflichten, dass der Stiftungsvor-

stand Änderungen der Stiftungserklärung nur zur An-

passung an geänderte Verhältnisse und nur unter Wah-

rung des Stiftungszwecks vornehmen darf. Beide Vorausset-

zungen müssen sohin kumulativ erfüllt sein, um von einer zu-

lässigen Änderung auszugehen. 

3. Die „geänderten Verhältnisse“, an die die Stiftungserklärung

angepasst werden soll, müssen die Privatstiftung dergestalt be-

treffen, dass sich die Umsetzung des Stifterwillens nach der ur-

sprünglichen Stiftungserklärung vernünftigerweise nicht mehr

verwirklichen lässt. Von geänderten Verhältnissen ist allerdings

nur dann auszugehen, wenn diese nicht bereits beim Stiftungs-

geschäft vorlagen. Ob sich die Verhältnisse gegenüber der La-

ge im Zeitpunkt der Errichtung der Privatstiftung geändert ha-

ben, ist im konkreten Fall (sachverhaltsmäßig) strittig. 

4. Der Stiftungsvorstand darf eine Änderung der Stiftungserklä-

rung nur unter Wahrung des Stiftungszwecks vornehmen (§ 33

Abs 2 PSG). Der OGH präzisiert die „Wahrung des Stiftungs-

zwecks“ näher dahingehend, dass der in diesem dargelegte

Stifterwille vom Stiftungsvorstand bei der Wahrnehmung seiner

Änderungsbefugnis jedenfalls zu beachten ist (dies entspricht

hA, vgl Müller in Csoklich/Müller/Gröhs/ Helbich (Hrsg), Hand-

buch, 271; N Arnold, PSG-Kommentar, § 33 Rz 29). ME lässt

sich aus dieser Aussage auch ableiten, dass die Grenze jeder

Änderung der Stiftungserklärung durch den Stiftungsvorstand

der Stiftungszweck selbst ist. Eine Änderung des Stiftungszwecks

wäre dem Stiftungsvorstand daher verwehrt. 

Soweit der OGH generell (unter Bezugnahme auf K

Berger in Doralt/Nowotny/Kalss (Hrsg), PSG, § 33 Rz

13, 29) ausführt, der Stiftungsvorstand habe auf den

hypothetischen Stifterwillen Bedacht zu nehmen, wo-

bei auch Motive, die für die Errichtung der Stiftung

maßgeblich waren, mit einzubeziehen seien, ist dies mE in

dieser Allgemeinheit zu weitgehend (der Gesetzgeber spricht

ausdrücklich von der Wahrung des „Stiftungszwecks“ und nicht

allgemein von den Motiven, dh nicht generell vom Stifterwillen).

Diese Aussage kann auch mit der vom OGH ausdrücklich ge-

teilten Ansicht, dass der sich im Stiftungszweck (dh im Stiftungs-

zweck nach § 9 Abs 1 Z 2 PSG) dokumentierende Stifterwille

zu beachten ist, kollidieren. Wurden allfällige Motive zur Errich-

tung der Privatstiftung nicht in der Stiftungserklärung umge-

setzt, ist es auch dem Stiftungsvorstand verwehrt, nachträglich

derartigen (vermeintlichen) Motiven durch Änderung der Stif-

tungserklärung zum Durchbruch zu verhelfen (was auch daran

scheitern würde, dass es sich eben um keine geänderten Ver-

!
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hältnisse handelt; außerdem ist der Stifterwille auch für die

Auslegung der Stiftungserklärung nur in eingeschränktem Aus-

maß heranzuziehen – vgl jüngst OGH 11.9.2003, 6 Ob 106/03

m, C. Nowotny, RdW 2004/45; N. Arnold, GeS aktuell 2003,

479 ff – womit auch die Maßgeblichkeit für den Stiftungsvor-

stand zurückgedrängt wird, da dieser gemäß § 17 Abs 1 zwei-

ter Satz PSG verpflichtet ist, die Bestimmungen der Stiftungser-

klärung [entsprechend ihrer Auslegung] einzuhalten). „Zur

Wahrung des Stiftungszwecks“ besagt noch nichts über die kon-

krete Ausgestaltung der Änderung. Bei dieser ist mE vorrangig

auf den Stiftungszweck, daneben aber auch auf die Organisa-

tionsstruktur der Privatstiftung und Begünstigtenregelungen, die

sich letztlich auch als Umsetzung des Stiftungszwecks darstellen,

Bedacht zu nehmen. Nur dann, wenn sich aus der Stiftungser-

klärung keine Anhaltspunkte für eine konkrete Umsetzung er-

geben, kann auf den hypothetischen Stifterwillen zurückgegrif-

fen werden.

Zur Frage, ob es sich beim Stifterwillen um ein dynamisches

System handelt, nimmt der OGH nicht direkt Stellung. ME han-

delt es sich (entgegen jüngeren Tendenzen in verschiedenen

Diskussionsbeiträgen) beim Stifterwillen um kein dynamisches

(laufenden Änderungen unterliegendes) System (indirekt kann

man daraus, dass die Stifter noch existent sein dürften und sich

nur irrtümlich das Änderungsrecht nicht vorbehalten haben,

schließen, dass der OGH von einem historischen Stifterwillen

ausgeht, widrigenfalls er dem Erstgericht eine Befragung der

Stifter [bzw deren Organe] zwecks Erkundung des Stifterwillens

nahegelegt hätte). Die Änderungsbefugnis des Stiftungsvor-

stands wurde vom Gesetzgeber – wie der OGH ausführt – sub-

sidiär zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der Privat-

stiftung eingerichtet, nicht aber als Ersatz einer fehlenden Än-

derungsbefugnis des Stifters. Ändert der Stifter daher seinen

„Stifterwillen“, kann er diesem (im Bereich der Änderung der

Stiftungserklärung) nur insoweit zum Durchbruch verhelfen, als

er die Stiftungserklärung (allenfalls auch unmittelbar den Stif-

tungszweck) selbst (bei Aufnahme eines entsprechenden Ände-

rungsvorbehalts) ändert. Gegebenenfalls wäre dann der durch

die Änderung zum Ausdruck kommende Stifterwille (insbeson-

dere über eine Änderung des Stiftungszwecks) die „neue“ Richt-

linie des Stiftungsvorstands. Eine bloße Willensänderung des

Stifters (ohne entsprechenden Niederschlag in der Stiftungs-

erklärung) ist aber nicht geeignet, eine Verpflichtung (oder auch

Berechtigung) des Stiftungsvorstands zur Änderung zu be-

gründen.

5. Nicht zu beantworten war im konkreten Verfahren die Frage,

ob auch die Änderung der Stiftungszusatzurkunde durch den

Stiftungsvorstand einer gerichtlichen Genehmigung bedarf. Das

Höchstgericht bestätigt, dass die gerichtliche Genehmigung der

Kontrolle der ordnungsgemäßen Ausübung des Änderungs-

rechtes durch den Stiftungsvorstand dient. Diese Kontrolle ist

aber sowohl bei Änderung der Stiftungsurkunde als auch bei

Änderung der Stiftungszusatzurkunde (in der sich insbesondere

auch Begünstigtenregelungen befinden können) unabdingbar

geboten. Es sprechen daher mE die besseren Argumente dafür,

dass auch eine allfällige Änderung der Stiftungszusatzurkunde

durch den Stiftungsvorstand gerichtlich zu genehmigen ist und

eine teleologische Reduktion des § 33 Abs 3 PSG daher nicht

in Betracht kommt (siehe bereits ausführlich N. Arnold, PSG-

Kommentar, § 33 Rz 61 mit Nachweisen auch der gegenteili-

gen Ansicht). 

NIKOLAUS ARNOLD
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Das vorliegende Buch eröffnet die neue Reihe "Schriften zur Rechtsvergleichung im
öffentlichen Recht". Es werden die grundlegenden Strukturen des Verwaltungs-
rechts in den Reformstaaten Ostmitteleuropas dargestellt und Basisinformationen
für investitionsbereite Unternehmer sowie Rechtsanwälte und Wirtschaftstreuhänder
gegeben. Der Band behandelt nach Ländern getrennt, folgende Rechtsbereiche: 

• Verwaltungsorganisation
• Verwaltungsverfahren
• Verwaltungsgerichtsbarkeit
• Ausgewählte Bereiche des materiellen Verwaltungsrechts (Gewerbe-

recht, Raumordnungsrecht, Baurecht, Ausländergrunderwerbsrecht).

Wieser/Stolz (Hg.)

Vergleichendes Verwaltungsrecht in Ostmitteleuropa
Grundriss der Verwaltungsordnungen Polens, Tschechiens, der Slowakei und Ungarns

2004, 862 Seiten, geb., 3-7046-4255-X, € 96,–



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /Unknown

  /Description <<
    /FRA <>
    /ENU (Use these settings to create PDF documents with higher image resolution for improved printing quality. The PDF documents can be opened with Acrobat and Reader 5.0 and later.)
    /JPN <FEFF3053306e8a2d5b9a306f30019ad889e350cf5ea6753b50cf3092542b308000200050004400460020658766f830924f5c62103059308b3068304d306b4f7f75283057307e30593002537052376642306e753b8cea3092670059279650306b4fdd306430533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103057305f00200050004400460020658766f8306f0020004100630072006f0062006100740020304a30883073002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d30678868793a3067304d307e30593002>
    /DEU <>
    /PTB <>
    /DAN <>
    /NLD <>
    /ESP <>
    /SUO <>
    /ITA <>
    /NOR <>
    /SVE <>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




